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Abkehr von der internationalen Gemeinschaft? 

– Die aktuelle Rechtsprechung des US Supreme Court zur  
innerstaatlichen Wirkung von völkerrechtlichen Verträgen – 

Niels Petersen* 

Das Verhältnis zwischen Völkerrecht und nationalem Recht gehört zu den großen Streitfragen 
der Völkerrechtswissenschaft des letzten Jahrhunderts.1 Letztlich kann auf die Streitfrage keine 
einheitliche, global gültige Antwort gegeben werden, da die Wirkung des Völkerrechts in jeder 
Rechtsordnung anders geregelt ist.2 Sie ist vor kurzem wieder Gegenstand zweier Aufsehen erre-
gender Entscheidungen des US Supreme Court gewesen. In den Fällen Sanchez-Llamas v. Ore-
gon3 und Medellín v. Texas4 hatte das Gericht über die unmittelbare Wirkung völkerrechtlicher 
Verträge in der amerikanischen Rechtsordnung zu entscheiden.5 Anders als das deutsche Grund-
gesetz, nach dem die Wirkung eines völkerrechtlichen Vertrages nur über eine innerstaatliche 
Norm vermittelt werden kann,6 ordnet die amerikanische Verfassung grundsätzlich die direkte 
Wirkung völkerrechtlicher Verträge an und gilt daher als monistisch.7 Festgemacht wird dies an 
ihrem Text. Dort heißt es in der sogenannten Supremacy Clause (Art. VI Abs. 2): 

 „[A]ll treaties made, or which shall be made, under the authority of the United 
States, shall be the supreme law of the land; and the judges in every state shall be 
bound thereby, anything in the Constitution or laws of any State to the contrary not-
withstanding.“ 

Die alleinige Orientierung am Verfassungstext kann bei der Beurteilung des innerstaatlichen Ef-
fekts von völkerrechtlichen Verträgen jedoch in die Irre führen. So hat der US Supreme Court in 
der Entscheidung Foster & Elam v. Neilson bereits relativ früh zum Ausdruck gebracht, dass 
nicht alle völkerrechtlichen Verträge unmittelbare Wirkung im amerikanischen Recht hätten.8 

                                       
*  Dr. iur. Wissenschaftlicher Referent am Max-Planck-Institut zur Erforschung von Gemeinschaftsgütern. 

Herzlicher Dank gilt Christoph Engel und Indra Spiecker gen. Döhmann für Anregung und Kritik. 
1  S. dazu grundlegend einerseits H. Triepel, Völkerrecht und Landesrecht, 1899 als grundlegenden Vertreter 

einer dualistischen Auffassung, der zu folge Völkerrecht und nationales Recht getrennte Rechtsordnungen 
darstellen, und andererseits H. Kelsen, Das Problem der Souveränität und die Theorie des Völkerrechts, 
1920, der eine monistische Sichtweise vertritt, nach der das Völkerrecht und die nationalen Rechtsordnungen 
ein einheitliches Rechtssystem bilden. 

2  T. Buergenthal, Self-Executing and Non-Self-Executing Treaties in National and International Law, RdC 235 
(1992), 303 (317). 

3  US Supreme Court, Sanchez-Llamas v. Oregon, 548 US 331 (2006). 
4  US Supreme Court, Medellín v. Texas, 128 S. Ct. 1346 (2008). 
5  Für einen allgemeinen Überblick über die aktuelle Rechtsprechung des US Supreme Court s. den Beitrag von 

W. Brugger, Neuere Rechtsprechung des U.S. Supreme Court, JZ 2008, 773 ff. 
6  C. Engel, Völkerrecht als Tatbestandsmerkmal deutscher Normen, 1989, 25; O. Rojahn, in: v. Münch/Kunig 

(Hg.), Grundgesetz-Kommentar, 5. Aufl. 2001, Art. 59, Rn. 37. 
7  A.L. Paulus, The Emergence of the International Community and the Divide Between International and Do-

mestic Law, in: J. Nijman/A. Nollkaemper (Hg.), New Perspectives on the Divide between National and In-
ternational Law, 2007, 216 (234 f.). 

8  US Supreme Court, Foster & Elam v. Neilson, 27 US 253, 314 (1829). 
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Vielmehr gebe es neben den self-executing treaties mit unmittelbarer Wirkung auch non-self-
executing treaties, die sich an die politischen und nicht die judiziellen Organe richteten.9 

Allerdings sind in der Folgezeit viele Fragen zur Abgrenzung zwischen beiden Vertragsarten 
offen geblieben. In den Entscheidungen in Sanchez-Llamas und Medellín beschäftigt sich der 
Supreme Court insbesondere mit der Frage, welchen Einfluss die Urteile internationaler Gerichte 
auf die Bestimmung der unmittelbaren Wirkung haben. In Medellín hatte der er sich dabei erst-
mals mit der Bindungswirkung von Urteilen des Internationalen Gerichtshofes auseinanderzuset-
zen, was die Entscheidung zur wohl wichtigsten zur innerstaatlichen Wirkung von Völkerrecht 
seit Foster macht.10 

I. Die Urteile des US Supreme Court 

Gegenstand der beiden Entscheidungen des US Supreme Court ist die Verletzung von Art. 36 der 
Wiener Konsularrechtskonvention.11 Nach Art. 36 (1) lit. b der Konvention sind ausländische 
Staatsangehörige bei einer Verhaftung darüber zu informieren, dass sie das Recht haben, sich an 
die konsularische Vertretung ihres Heimatlandes zu wenden. In der ersten Hälfte dieses Jahr-
zehnts sind die Vereinigten Staaten durch den Internationalen Gerichtshof in den Entscheidungen 
LaGrand12 und Avena13 zwei Mal wegen der Verletzung von Art. 36 der Konsularrechtskonven-
tion verurteilt worden. In Avena stellte der IGH zudem fest, dass die Vereinigten Staaten ver-
pflichtet seien, den 51 mexikanischen Staatsangehörigen, für die Mexiko Klage erhoben hatte, 

„[to] provide, by means of its own choosing, review and reconsideration of the con-
viction and sentence, so as to allow full weight to be given to the violation of the 
rights set forth in the Convention“.14 

1.  Die Entscheidung Sanchez-Llamas 

In der Entscheidung Sanchez-Llamas war der erste der beiden Antragsteller, ein mexikanischer 
Staatsangehöriger, in eine Schießerei verwickelt gewesen, bei der ein Polizist verletzt wurde. Bei 
dem Verhör durch die Polizei machte er mehrere sich selbst belastende Aussagen. Während des 
strafgerichtlichen Verfahrens argumentierte er, dass diese Aussagen nicht verwendet werden dür-
ften, weil er vor dem Verhör nicht über sein Recht, das mexikanische Konsulat zu kontaktieren, 
unterrichtet worden sei. Das Gericht wies diese Argumentation zurück und verurteilte Sanchez-
Llamas zu 20 ½ Jahren Haft. 
                                       
9  Ebd.: „But when the terms of the stipulation import a contract, when either of the parties engages to perform 

a particular act, the treaty addresses itself to the political, not the Judicial, Department, and the Legislature 
must execute the contract before it can become a rule for the Court.“ 

10  C.A. Bradley, Intent, Presumptions, and Non-Self-Executing Treaties, AJIL 102 (2008), 540 (550). 
11  Vienna Convention on Consular Relations, 24. Apr. 1963, UNTS 596, 262. 
12  IGH, Urt. v. 27. Juni 2001, LaGrand (Germany v. USA), ICJ Rep. 2001, 466. 
13  IGH, Urt. v. 31. März 2004, Case Concerning Avena and Other Mexican Nationals (Mexico v. USA), ICJ 

Rep. 2004, 12. 
14  Ebd., 73. 
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Der zweite Antragsteller, Mario Bustillo aus  Honduras, machte die Verletzung seines Rechts aus 
Art. 36 der Konsularrechtskonvention geltend, nachdem seine Verurteilung durch die Strafge-
richte von Virginia bereits rechtskräftig geworden war. Bustillo stellte einen habeas corpus-
Antrag und argumentierte, dass er über sein Recht, das hondurische Konsulat zu kontaktieren, 
hätte informiert werden müssen. Mit Hilfe des Konsulats wäre ihm die Führung des Entlastungs-
beweises im Strafverfahren erheblich leichter gefallen. Nach dem amerikanischen Strafverfah-
rensrecht dürfen bestimmte Einwendungen im habeas-Verfahren nicht mehr geltend gemacht 
werden, so dass der Supreme Court von Virginia die Argumentation Bustillos zurückwies. Vor 
dem Supreme Court machte Bustillo geltend, dass der Einwendungsausschluss gegen die Konsu-
larrechtskonvention verstoße. 

Das Gericht musste sich in seiner Entscheidung also mit zwei unterschiedlichen Prozessstadien 
beschäftigen. Während es dem Antragsteller Sanchez-Llamas um eine Beweisverwertungsregel 
ging, griff der zweite Antragsteller, Bustillo, den Einwendungsausschluss bei Verfahren gegen 
ein rechtskräftiges strafgerichtliches Urteils an. Bei der Beweisverwertungsregel handelt es sich 
um eine Regelung, die grundsätzlich in die Kompetenz der einzelnen Staaten und nicht des Föde-
ralstaates fällt. Justice Roberts argumentiert in seinem Mehrheitsvotum, dass solche Regelungen 
vor dem Supreme Court als Bundesgericht grundsätzlich nicht revisibel seien – es sei denn, das 
Urteil der staatlichen Gerichte verstoße gegen die Supremacy Clause.15 Das setze jedoch voraus, 
dass der völkerrechtliche Vertrag ein bestimmtes Rechtsmittel ausdrücklich anordne. Da die 
Konsularrechtskonvention aber nur allgemein Abhilfe angeordnet habe, ohne ein prozessuales 
Institut näher zu konkretisieren, könne der Supreme Court den Staaten nicht eine richterliche 
Gesetzgebung aufzwingen.16 

Daran könne auch die Tatsache nichts ändern, dass die Konvention verlange, dass Art. 36 voll-
ständig verwirklicht werden müsse (full effect). Schließlich sehe die Konvention gleichermaßen 
vor, dass die Umsetzung in Übereinstimmung mit der nationalen Rechtsordnung zu erfolgen ha-
be.17 In diesem Zusammenhang sei zu berücksichtigen, dass der Supreme Court ein Beweisver-
wertungsverbot nur in Ausnahmefällen anerkannt habe. Dies sei insbesondere bei Verletzung des 
vierten und fünften Amendments der US Verfassung geschehen. Demgegenüber stehe das Noti-
fikationsrecht der Konsularrechtskonvention nicht in unmittelbarem Zusammenhang mit dem 
Prozess der Beweiserhebung.18 Zudem sei es nur wenig effektiv, da es lediglich ein Informati-
ons- und kein Interventionsrecht der konsularischen Vertretung vorsehe.19 Insofern sei der An-
geklagte durch die prozessualen Rechte, die ihm das amerikanische Strafprozessrecht zugestehe, 
bereits ausreichend geschützt.20 Art. 36 der Konsularrechtskonvention füge diesem Schutzniveau 
nichts Substantielles hinzu, was ein Beweisverwertungsverbot rechtfertigen könnte. 

                                       
15  Sanchez-Llamas v. Oregon (Fn. 3), 548 US 331, 345. 
16  Ebd., 347. 
17  Ebd., 347 f. 
18  Ebd., 349. 
19  Ebd. 
20  Ebd., 350. 
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Hinsichtlich der Rechtskraft der strafgerichtlichen Entscheidung gegen den Antragsteller Bustillo 
verwies das Gericht auf sein Urteil im Fall Breard, in dem es entschieden hatte,  dass eine Ver-
letzung von Art. 36 der Konsularrechtskonvention grundsätzlich nicht zur Durchbrechung der 
Rechtskraft eines strafgerichtlichen Urteils führe.21 Bustillo argumentierte, dass die Ratio von 
Breard auf seinen Fall nicht anwendbar sei, da inzwischen zwei Urteile des Internationalen Ge-
richtshofes22 ergangen seien, denen zufolge die Heilung einer Verletzung von Art. 36 nicht durch 
einen Einwendungsausschluss nach Rechtskraft des strafgerichtlichen Urteils unmöglich ge-
macht werden dürfe. 

Der Supreme Court wies dieses Argument jedoch zurück. Die Auslegung amerikanischen Rechts 
falle amerikanischen Gerichten zu. Dies gelte auch dann, wenn die innerstaatliche Wirkung eines 
völkerrechtlichen Vertrages zu bestimmen sei.23 Den Urteilen des IGH könne insoweit keine 
Bindungswirkung, sondern allenfalls „respectful consideration“ zukommen.24 Dabei sei zu be-
rücksichtigen, dass dem Ausschluss bestimmter Einwendungen durch die Rechtskraft gerade in 
Prozessordnungen, die kontradiktorisch ausgestaltet sind, eine besondere Bedeutung zukäme. 
Während in inquisitorischen Systemen Fehler dem Richter zugerechnet werden könnten, lägen 
sie im kontradiktorischen Verfahren im Verantwortungsbereich der Parteien. Wolle man Art. 36 
der Konsularrechtskonvention daher so interpretieren, dass ein Einwendungsausschluss nicht 
möglich sei, dann 

„it reads the ‚full effect’ proviso in a way that leaves little room for Article 36’s clear 
instruction that Art. 36 rights ‚shall be exercised in conformity with the laws and 
regulations of the receiving state.’“25 

Insofern könne die Interpretation des Internationalen Gerichtshofes im konkreten Fall keine Be-
rücksichtigung finden. 

2.  Die Entscheidung Medellín 

Mit dieser deutlichen Absage an die Auslegungskompetenz des IGH ebnete der US Supreme 
Court den Weg für seine zwei Jahre später ergangene Entscheidung im Fall Medellín. In dieser 
Entscheidung war der mexikanische Antragsteller wegen gemeinschaftlicher Vergewaltigung 
und Mordes zum Tode verurteilt worden. Nach der rechtskräftigen Verurteilung machte er in 
seinem habeas corpus-Antrag geltend, dass er nicht über sein Recht aus Art. 36 (1) lit. b der 
Konsularrechtskonvention informiert worden sei, und beantragte eine Wiederaufnahme des Ver-
fahrens. Während dieses habeas-Verfahrens fällte der Internationale Gerichtshof im März 2004 
die angesprochene Avena-Entscheidung.26 Medellín war dabei einer der 51 mexikanischen Staats-

                                       
21  US Supreme Court, Breard v. Greene, 523 US 371 (1998) (per curiam). 
22  Die Entscheidungen LaGrand (Fn. 12) und Avena.(Fn. 13). 
23  Sanchez-Llamas v. Oregon (Fn. 3), 548 US 331, 353 f. 
24  Ebd., 355. 
25  Ebd., 357. 
26  IGH, Avena (Fn. 13). 
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angehörigen, für die Mexiko Klage erhoben hatte, so dass das Urteil für das Verfahren von Me-
dellín zumindest völkerrechtliche Bindungswirkung hatte. 

Nach Verkündung des IGH-Urteils erließ der amerikanische Präsident, George W. Bush, ein 
Memorandum an den Generalanwalt, in dem er die amerikanischen Gerichte aufforderte, dem 
Urteil des IGH Folge zu leisten: 

„I have determined, pursuant to the authority vested in me as President by the Consti-
tution and the laws of the United States of America, that the United States will dis-
charge its international obligations under the decision of the International Court of 
Justice in [Avena], by having State courts give effect to the decision in accordance 
with general principles of comity in cases filed by the 51 Mexican nationals ad-
dressed in that decision.“27 

Trotz des IGH-Urteils und des Memorandums von George Bush wies das texanische Berufungs-
gericht den Antrag von Medellín zurück. Vor dem Supreme Court machte der Antragsteller da-
her geltend, dass das texanische Gericht mit seinem Urteil gegen die Supremacy Clause der ame-
rikanischen Verfassung verstoßen habe. 

Im Unterschied zur Entscheidung Sanchez-Llamas hatte das Urteil des IGH in Avena hier unmit-
telbare Bindungswirkung für die USA als unterlegener Streitpartei. Der Supreme Court hatte 
daher die Frage zu klären, ob Urteilen des IGH auch innerstaatlich direkte Wirkung zukommt. 
Die entscheidende Norm ist in diesem Zusammenhang Art. 94 (1) der UN Charter, demzufolge 

„[e]ach member of the United Nations undertakes to comply with the decision of the 
International Court of Justice in any case to which it is party.“ 

Der Supreme Court kommt zu dem Schluss, dass diese Norm nicht self-executing sei und macht 
dies am Wortlaut fest: Die Verwendung der Termini „undertakes to comply“ mache deutlich, 
dass der Staat lediglich eine Verpflichtung eingehe, politisch auf das Urteil zu reagieren.28 Bestä-
tigt werde diese Auslegung durch die Systematik der Norm. Absatz 2 sehe nämlich als Reaktion 
auf eine Nichtbefolgung eines IGH-Urteils die Anrufung des Sicherheitsrates vor. Dies sei eine 
politische und keine rechtliche Abhilfe.29 Zudem wäre die Abhilferegelung in Art. 94 (2) UN-
Charter gar nicht notwendig, wenn die Vertragsparteien intendiert hätten, Urteilen des IGH Di-
rektwirkung in der innerstaatlichen Rechtsordnung zukommen zu lassen.30 Das Gericht unter-
streicht diese Argumentation durch eine dem Gewaltenteilungsgrundsatz entspringende Überle-
gung. Gerade auf dem sensiblen Gebiet der Außenbeziehungen seien es die politischen Organe 
und nicht die Gerichte, die bestimmen sollten, wie das Urteil des IGH innerstaatlich umgesetzt 
wird. Die Gerichte dürften sich nicht zum Gesetzgeber aufschwingen und Legislative und Exe-
kutive ihre Rechtsvorstellungen aufzwingen.31 

                                       
27  Memorandum of President George W. Bush, 28. Feb. 2006, App. to Pet. for Cert. 187a. 
28  Medellín v. Texas (Fn. 4), 128 S. Ct. 1346, 1358. 
29  Ebd., 1359. 
30  Ebd., 1360. 
31  Ebd., 1360 ff. 
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Eine der Besonderheiten des Medellín-Falles ist jedoch, dass sich die politischen Organe durch-
aus bereits zur Umsetzung geäußert hatten – und zwar in Form des Memorandums von Präsident 
Bush, in dem er die Beachtung des IGH-Urteils angeordnet hatte.32 Aber auch dieses Memoran-
dum sah der Supreme Court nicht als ausreichende Grundlage für eine Umsetzung des IGH-
Urteils an. Er beruft sich dabei auf eine Kategorisierung, die Justice Jackson in der Youngstown-
Entscheidung verwendet hatte.33 Danach lassen sich die Kompetenzen des Präsidenten in drei 
Kategorien einteilen:34 Am stärksten ist die Position des Präsidenten dann, wenn er durch den 
Kongress ausdrücklich ermächtigt worden ist. In die zweite Kategorie fallen Fälle, in denen der 
Kongress sich nicht geäußert hat und der Präsident sich auf seine eigene Verfassungszuständig-
keit berufen muss. Diese müsse aber weniger aufgrund abstrakter rechtlicher Theorien bestimmt 
werden, sondern hänge vielmehr von den Notwendigkeiten der momentanen Ereignisse und Un-
wägbarkeiten ab.35 Am schwächsten ist die Stellung des Präsidenten schließlich in der dritten 
Fallgruppe. Wenn der Präsident gegen den ausdrücklichen Willen des Kongresses handelt, ist 
das nur rechtmäßig, soweit dem Kongress in dem entsprechenden Bereich die Kompetenz fehlt. 

Der Supreme Court geht davon aus, dass der Kongress dadurch, dass er eine Vertragsklausel rati-
fiziert, die non-self-executing ist, implizit zum Ausdruck bringt, dass der Präsident keine Umset-
zungskompetenz haben soll. Die Umsetzung völkerrechtlicher Verträge fällt nach dieser Konzep-
tion in Justice Jacksons dritte Kategorie.36 Insofern stehe dem Präsidenten im vorliegenden Fall 
kein Umsetzungsrecht zu. Vielmehr bedürfe es dazu eines Legislativaktes des Kongresses. Das 
Gericht weist schließlich das Argument zurück, der Präsident könne das Memorandum auf seine 
Kompetenz zur Streitbeilegung mit anderen Nationen stützen. Diese Kompetenz sei gewohn-
heitsrechtlich entstanden. Die Gewohnheit beziehe sich jedoch nur auf Streitigkeiten von ameri-
kanischen Staatsangehörigen mit ausländischen Regierungen. Für die vorliegende Fallkonstella-
tion gebe es keine ausreichende Übung, so dass sie nicht von der Streitbeilegungskompetenz um-
fasst sei.37 

II.  Analyse der Rechtsprechung 

Im Folgenden sollen einige Punkte aus den beiden dargestellten Entscheidungen hervorgehoben 
und besprochen werden. Dabei gilt die Konzentration vor allem zwei Punkten. Zum einen be-
leuchtet insbesondere die Entscheidung im Fall Medellín die Methode näher, die der Supreme 
Court bei der Interpretation internationaler Verträge anwendet (1.). Hinter den Entscheidungen 
steht jedoch neben der Frage nach der korrekten Interpretation auch eine tiefergehende, verfas-
sungstheoretische Fragestellung: die Umsetzung völkerrechtlicher Verträge ist immer auch ein 
Problem der Gewaltenteilung (2.). 
                                       
32  S. oben, Fn. 27. 
33  US Supreme Court, Youngstown Sheet & Tube Co. v. Sawyer, 343 US 579, 634 (1952) (Jackson, J., Concur-

ring Opinion). 
34  Ebd., 635 ff. 
35  Ebd., 637. 
36  Medellín v. Texas (Fn. 4), 128 S. Ct. 1346, 1369. 
37  Ebd., 1371 f. 
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1.  Der Wortlaut als Grundlage der Vertragsinterpretation 

In der US-amerikanischen Verfassungsrechtswissenschaft gibt es schon seit langem Streit über 
die ‚richtige’ Methode der Verfassungsinterpretation.38 Auf der einen Seite stehen die Verfas-
sungsrechtler, die insbesondere den Wortlaut und die Intention des Verfassungsgebers in den 
Vordergrund rücken wollen (Originalists), während andere Verfassungsrechtler eher dynami-
sche, insbesondere teleologische Auslegungsmethoden bevorzugen. Dieser Streit setzt sich auch 
bei der Interpretation völkerrechtlicher Verträge fort. In seiner Medellín-Entscheidung stellt der 
Supreme Court fest, dass die Vertragsinterpretation zwar mit dem Wortlaut des Vertrages begin-
ne, dort aber nicht ende: 

„The interpretation of a treaty, like the interpretation of a statute begins with its text. 
[...] Because a treaty ratified by the United States is ‚an agreement among sovereign 
powers,’ we have also considered as ‚aids to its interpretation’ the negotiation and 
drafting history of the treaty as well as ‚the postratification understanding’ of signa-
tory nations.’39 

Umso erstaunlicher ist es dann, dass sich das Mehrheitsvotum bei der Begründung seiner Ent-
scheidung im Wesentlichen auf den Wortlaut stützt und das Argument lediglich durch einige 
systematische Erwägungen unterstreicht. Die Formulierung „undertakes to comply“ zeige schon, 
dass der Vertrag sich an die politischen Organe richte und daher non-self-executing sei.40 Dem 
tritt Justice Breyer in seiner dissenting opinion entgegen. Er bemüht Wörterbuchdefinitionen und 
verweist auf die spanische Fassung der UN-Charter, um zu zeigen, dass der durch Art. 94 SVN 
verwendete Terminus durchaus eine unmittelbare Verpflichtung ausdrücken kann.41 Anders als 
das Mehrheitsvotum den Anschein erwecken möchte, spricht der Vertragstext also nicht eindeu-
tig gegen die unmittelbare Wirkung der Vertragsnorm.42 

Wie ist jedoch mit Mehrdeutigkeiten innerhalb des Vertragstextes umzugehen? Der Supreme 
Court scheint dazu zu tendieren, eine Argumentationslastregel zu etablieren. Wenn der Text sich 
nicht eindeutig für eine unmittelbare Wirkung des völkerrechtlichen Vertrages ausspreche, dann 
sei im Zweifel anzunehmen, dass die entsprechende Klausel non-self-executing sei.43 Gegen eine 
solche Beweislastregel sprechen jedoch zwei Argumente. Zum einen ist die Erwartung, dass der 
Text des völkerrechtlichen Vertrages klare Aussagen dazu macht, ob er unmittelbar anwendbar 
ist, unrealistisch.44 Ein internationaler Vertrag wird immer zwischen verschiedenen Staaten aus-
gehandelt, deren Rechtsordnungen verschiedene Wege zur Umsetzung der Vertragsklauseln in 
nationales Recht vorsehen. Bedarf ein Vertrag zur Umsetzung in nationales Recht beispielsweise 

                                       
38  S. den Überblick bei W. Brugger, Einführung in das öffentliche Recht der USA, 2. Aufl. 2001, 194 ff. Zu den 

philosophischen Grundlagen der jeweiligen Traditionen vgl. L.J. Strang, The Clash of Rival and Incompati-
ble Philosophical Traditions Within Constitutional Interpretation: Originalism and the Aristotelian Tradition, 
Georgetown Journal of Law & Public Policy 2 (2004), 523 ff. 

39  Medellín v. Texas (Fn. 4), 128 S. Ct. 1346, 1357. 
40  Ebd., 1358 f. 
41  Ebd., 1384 (Breyer, J., dissenting opinion). 
42  D.J. Bederman, Medellín’s New Paradigm for Treaty Interpretation, AJIL 102 (2008), 529 (533). 
43  Medellín v. Texas (Fn. 4), 128 S. Ct. 1346, 1363 f. 
44  Ebd., 1381 (Breyer, J., dissenting opinion). 
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immer eines parlamentarischen Umsetzungsaktes, dann ist für diesen Staat die Unterscheidung 
zwischen unmittelbarer und mittelbarer Wirkung ohne Bedeutung. Die Differenzierung zwischen 
self-executing und non-self-executing hat nur aus der Sicht der nationalen Verfassungsordnung 
Bedeutung, nicht jedoch aus Sicht des Völkerrechts, das ohnehin immer unbedingte Normbefol-
gung verlangt.45 Insofern wird man dem Vertragstext schwerlich etwas zu seiner Wirkung inner-
halb der amerikanischen Rechtsordnung entlocken können.  

Zum anderen kommt die Argumentationslastregel in Konflikt mit dem Wortlaut der US Verfas-
sung. Diese ordnet in Art. VI Abs. 2 ausdrücklich an, dass Gerichte und politische Organe der 
USA durch völkerrechtliche Verträge unmittelbar gebunden werden.46 In Foster war die Katego-
rie der self-executing treaties eingeführt worden, um zu verhindern, dass Verträge auch dann 
unmittelbare Geltung erlangen, wenn sie dem ausdrücklichen aktuellen Willen der politischen 
Organe widersprechen.47 Damit sollte die Souveränität der Vereinigten Staaten und ihr außenpo-
litischer Handlungsspielraum gewahrt werden. Die Vermutung sprach ursprünglich angesichts 
des Verfassungswortlauts also für eine unmittelbare Anwendbarkeit völkerrechtlicher Verträge. 
Dass der Supreme Court diese Argumentationslast jetzt umkehrt, erstaunt in diesem Zusammen-
hang umso mehr, als gerade die Richter, die hinter dem Mehrheitsvotum stehen, sich in der Re-
gel für eine stark textbezogene Verfassungsinterpretation einsetzen. Sie setzen sich damit dem 
Vorwurf aus, nicht mehr zu sein als bloße „fair weather textualists“48, die sich auf den Normtext 
nur dann stützen, wenn es ihnen opportun erscheint. 

2.  Umsetzung völkerrechtlicher Verpflichtungen im Lichte der Gewaltenteilung 

Hinter den beiden Urteilen steht jedoch mehr als ein Streit über die bloße Wortlautauslegung von 
völkerrechtlichen Vertragsnormen. Vielmehr scheint in beiden Urteilen an mehreren Stellen 
durch, dass hinter den Entscheidungen letztlich verfassungstheoretische Überlegungen zur Ge-
waltenteilung stehen. Nicht die Gerichte sollen die völkerrechtlichen Verträge umsetzen und den 
Gesetzgeber durch richterliche Normgebung binden, sondern die Umsetzungsentscheidung soll 
vielmehr den politischen Organen zukommen.49 Die Gewaltenteilungsfrage stellt sich dabei in 
doppelter Hinsicht – zum einen vertikal in der Beziehung zwischen den Bundesstaaten und dem 
Föderalstaat, zum anderen horizontal im Verhältnis zwischen Exekutive, Legislative und Judika-
tive. 

                                       
45  A. Bleckmann, Begriff und Kriterien der innerstaatlichen Anwendbarkeit völkerrechtlicher Verträge, 1970, 

126 f.; K. Kaiser, Treaties, Direct Applicability, in: Max Planck Encyclopedia of Public International Law, 
2008, Rn. 6. 

46  S. oben, Einleitung. 
47  H. Keller, Rezeption des Völkerrechts, 2003, 120 f. 
48  C.M. Vázquez, Less Than Zero?, AJIL 102 (2008), 563 (569). 
49  S. nur Sanchez-Llamas v. Oregon (Fn. 3), 548 US 331, 347 („it is not for the federal courts to impose [a par-

ticular remedy] on the States through lawmaking of their own“), zitiert in Medellín v. Texas (Fn. 4), 128 S. 
Ct. 1346, 1361; sowie ebd., 1363 („the dissent’s contrary approach would assign to the courts – not the  
political branches – the primary role in deciding when and how international agreements will be enforced“). 
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Die strafprozessualen Verfahrensregeln sind in den USA Sache der jeweiligen Staaten. Insofern 
könnte man die beiden Entscheidungen des Supreme Court als föderale Zurückhaltung des 
obersten Bundesgerichts verstehen. Allerdings fällt die Regelung der auswärtigen Beziehungen 
in die Kompetenz der Bundesebene.50 So ist auch die Supremacy Clause in der Verfassung durch 
die Befürchtung motiviert, dass die Staaten sich nicht an die völkerrechtlichen Verpflichtungen 
der USA halten und diese somit auf völkerrechtlicher Ebene durch Nichtumsetzung haftbar ma-
chen könnten. Sie sollte damit gerade auch die Vertragsbefolgung durch die Staaten sicherstellen 
und insofern auch staatliche Gerichte binden.51 So hat der Supreme Court in Medellín etwa aus-
drücklich betont, dass der Kongress eine Befolgung des IGH-Urteils durchaus hätte anordnen 
können.52 Daher können Überlegungen der föderalen Kompetenzverteilung nicht zu einer ein-
schränkenden Auslegung der Supremacy Clause führen. 

Im Rahmen der horizontalen Gewaltenteilung beschäftigen sich die beiden Entscheidungen in 
erster Linie mit der Kompetenzabgrenzung zwischen Judikative auf der einen sowie Exekutive 
und Legislative auf der anderen Seite. In Medellín wird zudem das Verhältnis zwischen Exekuti-
ve und Legislative beleuchtet. Die Gerichte beziehen sich bei ihren Auslegungsentscheidungen 
nicht auf Rechtsnormen, die den Vereinigten Staaten von dritter Seite aufoktroyiert worden sind. 
Vielmehr handelt es sich bei völkerrechtlichen Verträgen um Normen, denen sowohl der Präsi-
dent als auch zwei Drittel des Senats während des Ratifikationsprozesses zugestimmt haben.53 
Mit der Ratifikation des Vertrages haben diese Organe eine normative Aussage getroffen, und 
die Auslegung von Normen zählt zu den Kernkompetenzen von Gerichten.54 Die Gerichte 
‚schaffen’ also nicht in anderer Form Recht, als sie dies bei der Auslegung von Gesetzen ohne-
hin tun. 

Sicherlich mag es Fälle geben, in denen eine unmittelbare Umsetzung von Völkerrecht in inner-
staatliches Recht nicht wünschenswert ist. Ein Beispiel mag dabei die Gewährung von Individu-
alrechtsschutz sein, wenn solcher beim Erlass der völkerrechtlichen Norm nicht gewährleistet 
war, wie dies jüngst in der Kadi-Entscheidung des Europäischen Gerichtshofes der Fall war.55 
Dies rechtfertigt jedoch keine Vermutung zugunsten der bloß mittelbaren Bindung jeder völker-
rechtlichen Vertragsnorm. Da die politischen Organe bereits am Vertragsschluss mitgewirkt ha-
ben, scheint es vielmehr auch unter  Gewaltenteilungsaspekten überzeugender, einer Norm die 
unmittelbare Wirkung nur bei bestimmten Sachmaterien oder dann abzusprechen, wenn ein aus-
drücklich entgegenstehender Wille der politischen Organe festgestellt werden kann oder grund-
legende Prinzipien der Verfassung verletzt werden.56 

                                       
50  L. Henkin, Foreign Affairs and the United States Constitution, 2. Aufl. 1996, 14. 
51  C.M. Vázquez, The Four Doctrines of Self-Executing Treaties, AJIL 89 (1995), 695 (699 f.). 
52  Medellín v. Texas (Fn. 4), 128 S. Ct. 1346, 1368 f. 
53  Art. II Sect. 2 US Constitution. 
54  C. Möllers, Gewaltengliederung, 2005, 95. 
55  EuGH, Urt. v. 3. Sept. 2008 – C-402/05 P und C-415/05 P. S. dazu H. Sauer, Rechtsschutz gegen völker-

rechtsdeterminiertes Gemeinschaftsrecht?, NJW 2008, 3685 ff. 
56  In diese Richtung auch Medellín v. Texas (Fn. 4), 128 S. Ct. 1346, 1382 (Breyer, J., dissenting opinion).. 
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Selbst wenn man dem Mehrheitsvotum im Fall Medellín jedoch in der Auffassung folgt, dass 
Art. 94 der UN-Charta non-self-executing ist, hätte man zumindest dem Memorandum des Präsi-
denten bindende Wirkung zuerkennen müssen. Schließlich geht es bei der Umsetzung eines Ge-
richtsurteils gerade nicht um einen Legislativakt, sondern um eine Einzelfallentscheidung.57 Aus 
dem non-self-executing-Charakter von Art. 94 der Charta einen impliziten Willen des Kongres-
ses zu konstruieren, dass der Präsident keine Umsetzungskompetenz haben soll, vermag nicht zu 
überzeugen. Schließlich bezieht sich die Bestimmung der unmittelbaren Wirksamkeit von Ver-
tragsklauseln nach Foster auf die Kompetenzabgrenzung zwischen Gerichten und politischen 
Organen.58 Über das Verhältnis zwischen Legislative und Exekutive sagt sie nichts aus. 

Nimmt man also entgegen dem Supreme Court an, dass das Fehlen einer unmittelbaren Bin-
dungswirkung nicht impliziert, dass der Präsident keine Handlungskompetenz haben soll, befin-
den wir uns jedoch in der zweiten Kategorie der in Younstown getroffenen Unterscheidung, nach 
der sich die Kompetenzen des Präsidenten nach dem Verfassungstext und den Notwendigkeiten 
des Einzelfalls richten.59 Die dogmatische Konstruktion der Unterscheidung von Verträgen mit 
unmittelbarer Wirkung und solchen mit bloß mittelbarer Wirkung hat der amerikanischen Ver-
fassungsrechtswissenschaft angesichts des klaren Verfassungswortlauts lange Zeit Probleme be-
reitet. Herrschend ist eine Interpretation, nach der nicht grundsätzlich die Gesetzeskraft einer 
non-self-executing Vertragsklausel in Frage steht, sondern lediglich deren Vollziehbarkeit durch 
die Gerichte.60 Akzeptiert man diese Konstruktion, könnte sich der Präsident, indem er das IGH-
Urteil für vollziehbar erklärt, auf die Aufgabe stützen, die Umsetzung der Gesetze zu überwa-
chen.61 Die Argumentation des Supreme Court vermag also auch in dieser Hinsicht nicht zu 
überzeugen. 

III.  Fazit 

Die Entscheidungen des US Supreme Courts in Sanchez-Llamas und Medellín zeigen, dass der 
bloße Verfassungstext über die Völkerrechtsfreundlichkeit einer Rechtsordnung wenig aussagt. 
Obwohl Art. VI Abs. 2 der US Verfassung grundsätzlich eine monistische Lesart des Verhältnis-
ses von völkerrechtlichen Verträgen und innerstaatlichem Recht nahelegt, hat der Supreme Court 
in beiden Fällen eine unmittelbare Anwendung des Völkerrechts verweigert. Demgegenüber hat 
das Bundesverfassungsgericht trotz der überwiegend dualistischen Interpretation von Art. 59 
Abs. 2 GG62 jüngst die unmittelbare Anwendung von Art. 36 der Wiener Konsularrechtskonven-
tion anerkannt.63 Insofern scheint die Geisteshaltung der entscheidenden Richter größeren Ein-
fluss auf die Ausgestaltung entsprechender Verfassungsinstitutionen zu haben als der bloße 
Normtext.  
                                       
57  Ebd., 1388. 
58  S.o., Fn. 9. 
59  S.o., Fn. 33. 
60  Bradley (Fn. 10), 550; Vázquez (Fn. 48), 568.  
61  Ebd., 565. 
62  S.o., Fn. 6 
63  BVerfG, Beschl. v. 19. Sept. 2006, JZ 2007, 887 m. Anm. C. Burchard. 
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In diesem Zusammenhang zeigen die beiden Entscheidungen auch, dass die Originalists den  
Activists näher stehen, als oft angenommen wird. Die Originalisten versuchen ihren Entschei-
dungen durch engen Textbezug und formale Argumentation Legitimität zu verschaffen. Da gera-
de Verfassungstexte durch ein hohes Maß an Unbestimmtheit gekennzeichnet sind, kaschieren 
sie damit jedoch nur ihre politische und philosophische Vorprägung. An der Legitimität einer 
derartigen Verfassungsinterpretation kann man berechtigte Zweifel anmelden.64 Dies zeigt auch 
eine jüngere Studie der New York Times, die feststellte, dass die internationale Vorbildwirkung 
des US Supreme Court in den letzten Jahren deutlich abgenommen hat.65 Dieser Trend wird sich 
wohl nur umkehren lassen, wenn die zukünftige Rechtsprechung des US Supreme Court interna-
tionalen Entwicklungen weniger Skepsis und den völkerrechtlichen Entscheidungen des eigenen 
Parlaments mehr Respekt entgegenbringt. 

 

                                       
64  Plastisch M. Jestaedt, Das mag in der Theorie richtig sein... Vom Nutzen der Rechtstheorie für die 

Rechtspraxis, 2006, 60, der diese Art des Formalismus – in anderem Kontext – mit den Worten kritisiert: 
„Sie tun nicht, was sie sagen, und sie sagen nicht, was sie tun.“ 

65  A. Liptak, U.S. Court Is Now Guiding Fewer Nations, New York Times v. 18. Sept. 2008. Vgl. auch 
J. Gogolin, Avena and Sanchez-Llamas Come to Germany – The German Constitutional Court Upholds 
Rights under the Vienna Convention on Consular Rights, German Law Journal 8 (2007), 261 (276), die da-
rauf hinweist, dass die das BVerfG in seiner Entscheidung zu Art. 36 der Konsularrechtskonvention (Fn. 63) 
lediglich Breyers dissenting opinion im Fall Sanchez Llamas zitiert habe, nicht jedoch das Mehrheitsvotum. 
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